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(54) Bezeichnung: Verfahren zum Betreiben von Fahrzeugen sowie Vorrichtung für ein Fahrzeug

(57) Zusammenfassung: Die Erfindung betrifft ein Verfahren
zum Betreiben von Fahrzeugen (10, 20), insbesondere von
spurgebundenen Fahrzeugen, das eine Annäherung zweier
Fahrzeuge (10, 20) auch auf vergleichsweise kurze Distan-
zen erlaubt und zugleich mit vergleichsweise geringem Auf-
wand realisierbar ist.
Hierzu läuft das Verfahren erfindungsgemäß derart ab, dass
ein Auffahren eines ersten Fahrzeugs (10) auf ein zweites
Fahrzeug (20) seitens des zweiten Fahrzeugs (20) detektiert
wird, von dem zweiten Fahrzeug (20) ausgelöst durch das
Detektieren des Auffahrens eine Warnmeldung ausgesendet
wird und seitens des ersten Fahrzeugs (10) aufgrund der von
dem zweiten Fahrzeug (20) ausgesendeten Warnmeldung
ein Bremsvorgang ausgelöst wird.
Die Erfindung betrifft des Weiteren eine Vorrichtung für ein
Fahrzeug (10, 20).
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Beschreibung

[0001] Insbesondere bei spurgebundenen Fahrzeu-
gen, bei denen es sich beispielsweise um Schienen-
fahrzeuge, spurgeführte Fahrzeuge mit Gummibe-
reifung oder Magnetschwebebahnen handeln kann,
besteht die Anforderung, dass sich zwei Fahrzeuge
auch in einem automatischen, gegebenenfalls fahrer-
losen Betrieb in Sondersituationen bis auf eine ver-
gleichsweise geringe Distanz annähern können sol-
len. Dies betrifft einerseits insbesondere den Fall,
dass eines der Fahrzeuge in einem Depot oder einem
Abstellgleis möglichst nahe an ein bereits abgestell-
tes weiteres Fahrzeug angenähert werden soll. An-
dererseits besteht auch bei Kupplungsvorgängen die
Notwendigkeit, dass sich zwei Fahrzeuge bis auf ei-
ne sehr geringe Distanz annähern. Insbesondere bei
der Verwendung automatischer Zugbeeinflussungs-
systeme, etwa in Form eines CBTC(Communication-
Based Train Control)-Systems oder eines autonomen
sonstigen Fahrzeugs besteht hierbei das Problem,
dass eine Annäherung der Fahrzeuge auf eine Dis-
tanz erforderlich beziehungsweise gewünscht sein
kann, die kleiner ist als die mit der Positionsbestim-
mung des sich annähernden Fahrzeugs verbunde-
nen Unsicherheiten. Dies hat zur Folge, dass sich in
der Praxis insbesondere ein automatischer, gegebe-
nenfalls fahrerloser, Beschädigungen der Fahrzeu-
ge oder betriebliche Störungen vermeidender Betrieb
in den zuvor genannten Sondersituationen schwierig
gestaltet.

[0002] Der vorliegenden Erfindung liegt die Aufgabe
zugrunde, ein Verfahren zum Betreiben von Fahrzeu-
gen, insbesondere von spurgebundenen Fahrzeu-
gen, anzugeben, das eine Annäherung zweier Fahr-
zeuge auf kurze Distanzen erlaubt und mit vergleichs-
weise geringem Aufwand realisierbar ist.

[0003] Diese Aufgabe wird erfindungsgemäß gelöst
durch ein Verfahren zum Betreiben von Fahrzeugen,
insbesondere von spurgebundenen Fahrzeugen, wo-
bei ein Auffahren eines ersten Fahrzeugs auf ein
zweites Fahrzeug seitens des zweiten Fahrzeugs de-
tektiert wird, von dem zweiten Fahrzeug ausgelöst
durch das Detektieren des Auffahrens eine Warnmel-
dung ausgesendet wird und seitens des ersten Fahr-
zeugs aufgrund der von dem zweiten Fahrzeug aus-
gesendeten Warnmeldung ein Bremsvorgang ausge-
löst wird.

[0004] Gemäß dem ersten Verfahrensschritt zeich-
net sich das erfindungsgemäße Verfahren zum Be-
treiben von Fahrzeugen, insbesondere von spurge-
bundenen Fahrzeugen, dadurch aus, dass ein Auf-
fahren eines ersten Fahrzeugs auf ein zweites Fahr-
zeug seitens des zweiten Fahrzeugs detektiert wird.
Dies bedeutet, dass ein entsprechender Auffahrvor-
gang zwar nicht notwendigerweise angestrebt wird,
jedoch dahingehend zugelassen beziehungsweise in

Kauf genommen wird, dass eine Detektion des Auf-
fahrens des ersten Fahrzeugs auf das zweite Fahr-
zeug erfolgt. Dabei ist zu beachten, dass die entspre-
chende Detektion nicht durch das auffahrende ers-
te Fahrzeug selbst erfolgt, sondern durch das zwei-
te Fahrzeug, auf welches das erste Fahrzeug auf-
fährt. Im Rahmen des erfindungsgemäßen Verfah-
rens kann die Detektion des Auffahrens des ersten
Fahrzeugs durch das zweite Fahrzeug auf beliebige,
für sich bekannte Art und Weise erfolgen. So kann
hierbei beispielsweise ein fahrzeugseitiges Hodome-
ter beziehungsweise Odometer, etwa in Form eines
Wegimpulsgebers, ein Beschleunigungssensor, ein
Erschütterungssensor beziehungsweise Vibrations-
detektor oder auch ein Radarsensor verwendet wer-
den.

[0005] Gemäß dem zweiten Schritt des erfindungs-
gemäßen Verfahrens wird sodann von dem zwei-
ten Fahrzeug ausgelöst durch das Detektieren des
Auffahrens eine Warnmeldung ausgesendet. Hierbei
kann das Aussenden der Warnmeldung auf beliebi-
ge, für sich bekannte Art und Weise erfolgen. Dies
schließt insbesondere ein funkbasiertes Aussenden
der Warnmeldung ein. Alternativ hierzu kann eine
entsprechende Warnmeldung jedoch beispielsweise
auch optisch oder im Falle von Fahrzeugen in Form
von Schienenfahrzeugen auch über die Schienen als
Übertragungsmedium ausgesendet werden.

[0006] Gemäß dem dritten Schritt des erfindungs-
gemäßen Verfahrens wird seitens des ersten Fahr-
zeugs aufgrund der von dem zweiten Fahrzeug aus-
gesendeten Warnmeldung ein Bremsvorgang ausge-
löst. Hierdurch soll insbesondere eine Beschädigung
der beiden Fahrzeuge sowie eine ungewollte Positi-
onsänderung des zweiten Fahrzeugs verhindert wer-
den.

[0007] Das erfindungsgemäße Verfahren löst sich
somit von der üblichen Vorstellung, dass ein Auffah-
ren eines ersten Fahrzeugs auf ein zweites Fahrzeug
in allen auftretenden betrieblichen Situationen jeder-
zeit verhindert werden kann und muss. Aufbauend
hierauf ermöglicht es das erfindungsgemäße Verfah-
ren, für den Fall, dass das erste Fahrzeug auf das
zweite Fahrzeug auffährt, auf zuverlässige und ro-
buste Art und Weise zu gewährleisten, dass das ers-
te Fahrzeug bremst. Dies geschieht vorteilhafterwei-
se dadurch, dass von dem zweiten Fahrzeug ausge-
löst durch das Detektieren des Auffahrens eine Warn-
meldung ausgesendet wird, aufgrund derer seitens
des ersten Fahrzeugs ein Bremsvorgang ausgelöst
wird. Dabei ist es grundsätzlich denkbar, dass auch
das erste Fahrzeug selbst Mittel aufweist, um das
Auffahren auf das zweite Fahrzeug festzustellen und
daraufhin einen Bremsvorgang einzuleiten. In diesem
Fall wird somit dadurch, dass das zweite Fahrzeug
eine entsprechende Warnmeldung aussendet, eine
Redundanz geschaffen, durch welche sich insgesamt
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die Robustheit und betriebliche Sicherheit erhöht.
Alternativ hierzu ist es jedoch auch möglich, dass
das Auffahren des ersten Fahrzeugs auf das zwei-
te Fahrzeug ausschließlich von dem zweiten Fahr-
zeug detektiert wird. Dies ist insbesondere dahinge-
hend günstig, dass in diesem Fall das erste Fahr-
zeug selbst keine Mittel zum Detektieren des Auffah-
rens auf das zweite Fahrzeug aufweisen muss. Dies
ist insbesondere in solchen Situationen vorteilhaft, in
denen es situationsbedingt für das zweite Fahrzeug
einfacher ist, ein Auffahren des ersten Fahrzeugs auf
das zweite Fahrzeug zuverlässig zu detektieren.

[0008] Es sei darauf hingewiesen, dass im Rahmen
der vorliegenden Erfindung sowohl das erste Fahr-
zeug als auch das zweite Fahrzeug aus einer belie-
bigen Anzahl angetriebener und/oder nicht angetrie-
bener, fest oder lose miteinander verbundener bezie-
hungsweise gekoppelter oder gekuppelter Einheiten
bestehen können.

[0009] Gemäß einer besonders bevorzugten Weiter-
bildung des erfindungsgemäßen Verfahrens wird in
dem Fall, dass das zweite Fahrzeug steht, das Auf-
fahren des ersten Fahrzeugs auf das stehende zweite
Fahrzeug seitens des zweiten Fahrzeugs basierend
auf einer Stillstandsüberwachung detektiert. Dies ist
vorteilhaft, da insbesondere bei einer Annäherung
des ersten Fahrzeugs an ein stehendes zweites Fahr-
zeug es für Letzteres in der Regel einfacher ist, das
Auffahren des ersten Fahrzeugs auf das zweite Fahr-
zeug zuverlässig und schnell zu detektieren. Dabei
ist zu berücksichtigen, dass insbesondere Fahrzeu-
ge in Form von Schienenfahrzeugen häufig bereits
eine entsprechende Stillstandsüberwachung aufwei-
sen, die in vielen Fällen auch dann aktiv ist, wenn das
betreffende Fahrzeug geparkt beziehungsweise ab-
gestellt ist. Im Rahmen des erfindungsgemäßen Ver-
fahrens kann nun die entsprechende Stillstandsüber-
wachung vorteilhafterweise dafür verwendet werden,
das Auffahren des ersten Fahrzeugs auf das zwei-
te Fahrzeug zu detektieren. Dies bietet insbesonde-
re den Vorteil, dass weder seitens des ersten Fahr-
zeugs noch seitens des zweiten Fahrzeugs zusätzli-
che Komponenten zur Detektion eines entsprechen-
den Auffahrvorgangs erforderlich sind.

[0010] Vorzugsweise kann das erfindungsgemäße
Verfahren auch derart ausgestaltet sein, dass die
von dem zweiten Fahrzeug ausgesendete Warnmel-
dung unmittelbar von dem ersten Fahrzeug empfan-
gen wird. In diesem Fall wird die Warnmeldung so-
mit ohne Zwischenschaltung weiterer, insbesondere
streckenseitiger Komponenten von dem ersten Fahr-
zeug empfangen. Hierzu kann das Aussenden der
Warnmeldung durch das zweite Fahrzeug beispiels-
weise in Form einer „Broadcast“-Nachricht erfolgen,
welche somit das erste Fahrzeug nicht ausdrück-
lich als Empfänger spezifiziert. Dies bietet den Vor-
teil, dass es dem zweiten Fahrzeug nicht bekannt

sein muss, welches erste Fahrzeug auf das zwei-
te Fahrzeug aufgefahren ist und wie dieses erste
Fahrzeug kommunikationstechnisch adressiert wer-
den kann. Insbesondere im Falle von spurgebunde-
nen Fahrzeugen und eines automatischen Betriebs
bei Verwendung eines CBTC-Systems erfolgt hier-
bei das Aussenden der Warnmeldung vorzugsweise
funkbasiert, beispielsweise unter Verwendung eines
WLANs (Wireless Local Area Network), etwa gemäß
dem IEEE 802.11-Standard.

[0011] Alternativ zu der zuvor beschriebenen Aus-
führungsform kann das erfindungsgemäße Verfahren
vorteilhafterweise auch derart weitergebildet sein,
dass die von dem zweiten Fahrzeug ausgesendete
Warnmeldung von dem ersten Fahrzeug unter Zwi-
schenschaltung einer streckenseitigen Einrichtung
empfangen wird. Diese Ausführungsform des erfin-
dungsgemäßen Verfahrens ist insbesondere dahin-
gehend vorteilhaft, dass das zweite Fahrzeug in vie-
len Fällen bereits ohnehin kommunikationstechnisch
mit einer streckenseitigen Einrichtung, etwa in Form
eines Streckengerätes eines Zugbeeinflussungssys-
tems, verbunden sein wird. In diesem Fall kann somit
die entsprechende streckenseitige Einrichtung dafür
genutzt werden, die von dem zweiten Fahrzeug aus-
gesendete Warnmeldung zu empfangen und in un-
veränderter oder veränderter Form an das erste Fahr-
zeug weiterzuleiten. In diesem Fall wird somit vor-
teilhafterweise für die Übertragung der Warnmeldung
von solchen Kommunikationskanälen Gebrauch ge-
macht, die ohnehin bereits vorhanden sind.

[0012] Vorzugsweise kann das erfindungsgemäße
Verfahren auch derart ausgestaltet sein, dass die
von dem zweiten Fahrzeug ausgesendete Warnmel-
dung von einer zentralen Steuer-Einrichtung empfan-
gen und protokolliert wird. Dies bietet den Vorteil,
dass neben einer unmittelbaren Reaktion in Form des
Bremsens des ersten Fahrzeugs eine zeitlich entkop-
pelte Analyse und Auswertung ermöglicht wird.

[0013] Gemäß einer weiteren besonders bevorzug-
ten Ausführungsform des erfindungsgemäßen Ver-
fahrens werden empfangene Warnmeldungen von
der zentralen Steuer-Einrichtung im Hinblick auf ih-
re Häufigkeit und/oder die Umstände ihres Auftretens
ausgewertet. Durch eine solche Auswertung besteht
die Möglichkeit, die Gründe für auftretende Auffahr-
vorgänge zu analysieren und erforderlichenfalls ei-
ne Optimierung der Steuerung der Fahrzeuge oder
andere Vorkehrungen dahingehend vorzunehmen,
dass ungewünschte Auffahrvorgänge für die Zukunft
möglichst reduziert beziehungsweise vollständig ver-
mieden oder aber beispielsweise zumindest die hier-
bei auftretenden Auffahrgeschwindigkeiten reduziert
werden.

[0014] Vorzugsweise kann das erfindungsgemäße
Verfahren auch derart weitergebildet sein, dass in
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dem Fall, dass es sich bei dem ersten Fahrzeug und
dem zweiten Fahrzeug um spurgebundene Fahrzeu-
ge handelt, die von dem zweiten Fahrzeug ausgesen-
dete Warnmeldung von einer zentralen Steuer-Ein-
richtung eines Zugbeeinflussungssystems empfan-
gen und protokolliert wird. Dies ist vorteilhaft, da ins-
besondere im Falle von spurgebundenen Fahrzeu-
gen üblicherweise verwendete Zugbeeinflussungs-
systeme zentrale Steuer-Einrichtungen aufweisen,
die für den Empfang und die Protokollierung der
Warnmeldungen geeignet sind.

[0015] Gemäß einer weiteren besonders bevorzug-
ten Ausführungsform läuft das Verfahren im Rahmen
eines automatischen Abstellens des ersten Fahr-
zeugs, insbesondere in einem Depot oder in einem
Abstellgleis, ab. Wie zuvor bereits erläutert, ist das er-
findungsgemäße Verfahren insbesondere in solchen
Situationen vorteilhaft, in denen das zweite Fahrzeug
vor dem Auffahrvorgang steht. Darüber hinaus be-
steht insbesondere bei automatischen Abstellvorgän-
gen, insbesondere von Schienenfahrzeugen, das Be-
dürfnis, zwei Fahrzeuge zwecks Ausnutzung des ver-
fügbaren Platzes möglichst dicht einander anzunä-
hern. Folglich kann das erfindungsgemäße Verfahren
insbesondere in Zusammenhang mit entsprechen-
den automatischen Abstellvorgängen vorteilhaft ein-
gesetzt werden.

[0016] Alternativ oder zusätzlich zu der zuvor ge-
nannten bevorzugten Ausführungsform kann das er-
findungsgemäße Verfahren vorteilhafterweise auch
derart weitergebildet sein, dass es im Rahmen ei-
nes automatischen Kupplungsvorgangs abläuft, wo-
bei die von dem zweiten Fahrzeug ausgesende-
te Warnmeldung seitens des ersten Fahrzeugs als
Kriterium für eine Erkennung eines automatischen
Kupplungsvorgangs verwendet wird. Diese Ausfüh-
rungsform des erfindungsgemäßen Verfahrens weist
den Vorteil auf, dass dem ersten Fahrzeug mit der
Warnmeldung ein Kriterium zur Verfügung gestellt
wird, dass ein Kuppeln des ersten Fahrzeugs mit dem
zweiten Fahrzeug erfolgt ist. Dabei kann die Warn-
meldung einerseits als ein zusätzliches Kriterium ver-
wendet werden. Dies betrifft somit den Fall, dass
auch seitens des ersten Fahrzeugs zumindest ein
entsprechendes Kriterium, etwa basierend auf Kupp-
lungskontakten, verfügbar ist. Andererseits kann die
von dem zweiten Fahrzeug ausgesendete Warnmel-
dung seitens des ersten Fahrzeugs für den Fall, dass
keine Kupplungskontakte vorgesehen sind oder bei-
spielsweise eine diesbezügliche Störung des ersten
Fahrzeugs vorliegt, auch als alleiniges Kriterium für
eine Erkennung eines automatischen Kupplungsvor-
gangs verwendet werden.

[0017] Grundsätzlich kann es sich bei den im Rah-
men des erfindungsgemäßen Verfahrens betriebe-
nen Fahrzeugen um Fahrzeuge beliebiger Art han-
deln.

[0018] Vorzugsweise ist das erfindungsgemäße
Verfahren derart ausgeprägt, dass Fahrzeuge in
Form von fahrerlosen Fahrzeugen betrieben werden.
Dabei ist der Begriff „fahrerlos“ derart zu verstehen,
dass zumindest zum Zeitpunkt des Ablaufs des Ver-
fahrens das Fahrzeug keinen Fahrer aufweist. Dies
schließt somit auch den Fall ein, dass Fahrzeuge im
Regelbetrieb mit Fahrer betrieben werden und bei-
spielsweise lediglich Abstell- und/oder Kupplungsvor-
gänge fahrerlos erfolgen. Unabhängig hiervon ist das
erfindungsgemäße Verfahren im Falle von fahrerlo-
sen Fahrzeugen besonders vorteilhaft, da für fahrer-
los betriebene Fahrzeuge eine Annäherung zweier
Fahrzeuge auf geringe Distanzen technisch schwie-
rig ist, so dass Auffahrvorgänge nur mit zusätzlichem
technischen Aufwand mit hoher Zuverlässigkeit ver-
meidbar sind.

[0019] Die vorliegende Erfindung betrifft weiterhin ei-
ne Vorrichtung für ein Fahrzeug, insbesondere ein
spurgebundenes Fahrzeug.

[0020] Hinsichtlich der Vorrichtung liegt der vorlie-
genden Erfindung die Aufgabe zugrunde, eine Vor-
richtung für ein Fahrzeug, insbesondere ein spurge-
bundenes Fahrzeug anzugeben, die eine Annähe-
rung zweier Fahrzeuge auf kurze Distanzen erlaubt
und mit vergleichsweise geringem Aufwand realisier-
bar ist.

[0021] Diese Aufgabe wird erfindungsgemäß gelöst
durch eine Vorrichtung für ein Fahrzeug, insbeson-
dere ein spurgebundenes Fahrzeug, mit einer De-
tektions-Einrichtung zum Detektieren eines Auffah-
rens eines anderen Fahrzeugs auf das Fahrzeug, ei-
ner Übertragungs-Einrichtung zum durch das Detek-
tieren des Auffahrens ausgelösten Aussenden einer
Warnmeldung sowie zum Empfangen einer Warn-
meldung von einem weiteren Fahrzeug für den Fall,
dass das Fahrzeug selbst auf das weitere Fahrzeug
aufgefahren ist, und mit einer Steuer-Einrichtung zum
Auslösen eines Bremsvorgangs im Falle des Emp-
fangs der Warnmeldung von dem weiteren Fahrzeug.

[0022] Die erfindungsgemäße Vorrichtung kann so-
mit bezogen auf das erfindungsgemäße Verfahren
sowohl in dem ersten Fahrzeug als auch in dem
zweiten Fahrzeug eingesetzt werden. So weist die
erfindungsgemäße Vorrichtung eine Detektions-Ein-
richtung zum Detektieren eines Auffahrens eines an-
deren Fahrzeugs auf das Fahrzeug auf sowie ei-
ne Übertragungs-Einrichtung zum durch das Detek-
tieren des Auffahrens ausgelösten Aussenden einer
Warnmeldung. Gleichzeitig ist die Übertragungs-Ein-
richtung auch zum Empfangen einer Warnmeldung
von einem weiteren Fahrzeug ausgebildet für den
Fall, dass das Fahrzeug selbst auf das weitere Fahr-
zeug aufgefahren ist. Hierbei ist die Steuer-Einrich-
tung zum Auslösen eines Bremsvorgangs im Falle
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des Empfangs der Warnmeldung von dem weiteren
Fahrzeug ausgebildet.

[0023] Die Vorteile der erfindungsgemäßen Vorrich-
tung entsprechen im Wesentlichen denjenigen des
erfindungsgemäßen Verfahrens, so dass diesbezüg-
lich auf die entsprechenden vorstehenden Ausfüh-
rungen verwiesen wird. Gleiches gilt hinsichtlich der
im Folgenden genannten bevorzugten Weiterbildun-
gen der erfindungsgemäßen Vorrichtung, so dass
auch diesbezüglich auf die Erläuterungen im Zusam-
menhang mit der jeweiligen entsprechenden bevor-
zugten Weiterbildung des erfindungsgemäßen Ver-
fahrens verwiesen wird.

[0024] Vorzugsweise kann die erfindungsgemäße
Vorrichtung derart ausgestaltet sein, dass die Detek-
tions-Einrichtung ausgebildet ist, in dem Fall, dass
das Fahrzeug steht, das Auffahren des anderen Fahr-
zeugs auf das Fahrzeug basierend auf einer Still-
standsüberwachung des stehenden Fahrzeugs zu
detektieren.

[0025] Gemäß einer weiteren besonders bevorzug-
ten Ausführungsform der erfindungsgemäßen Vor-
richtung ist die Übertragungs-Einrichtung ausgebil-
det, die von dem weiteren Fahrzeug ausgesendete
Warnmeldung unmittelbar von dem weiteren Fahr-
zeug zu empfangen.

[0026] Vorzugsweise kann die erfindungsgemäße
Vorrichtung auch derart weitergebildet sein, dass
die Übertragungs-Einrichtung ausgebildet ist, die von
dem weiteren Fahrzeug ausgesendete Warnmeldung
unter Zwischenschaltung einer streckenseitigen Ein-
richtung zu empfangen.

[0027] Gemäß einer weiteren besonders bevorzug-
ten Ausführungsform der erfindungsgemäßen Vor-
richtung ist die Übertragungs-Einrichtung ausgebil-
det, ausgelöst durch das Detektieren des Auffah-
rens des anderen Fahrzeugs die Warnmeldung an
die streckenseitige Einrichtung auszusenden zwecks
Übermittlung der Warnmeldung an das andere Fahr-
zeug.

[0028] Im Folgenden wird die Erfindung anhand von
Ausführungsbeispielen näher erläutert. Hierzu zeigt
die

[0029] Figur in einer schematischen Skizze zur
Erläuterung eines Ausführungsbeispiels des erfin-
dungsgemäßen Verfahrens zwei Fahrzeuge mit ei-
nem Ausführungsbeispiel der erfindungsgemäßen
Vorrichtung.

[0030] In der Figur sind ein erstes Fahrzeug 10 so-
wie ein zweites Fahrzeug 20 erkennbar. Im Rahmen
des beschriebenen Ausführungsbeispiels sei hierbei
angenommen, dass es sich bei den Fahrzeugen 10,

20 um spurgebundene Fahrzeuge in Form von Schie-
nenfahrzeugen handelt. Dementsprechend verkeh-
ren die Fahrzeugen 10, 20 auf einer Strecke bezie-
hungsweise einem Gleis 30.

[0031] In der in der Figur dargestellten Situation sei
angenommen, dass es sich bei dem Fahrzeug 20 um
ein in einem Depot oder auf einem Abstellgleis abge-
stelltes Fahrzeug handelt. An dieses zweite Fahrzeug
20 nähert sich nun das erste Fahrzeug 10 in der mit
einem Pfeil 40 angedeuteten Fahrtrichtung, d.h. von
links nach rechts fahrend, an. Dabei sei angenom-
men, dass das erste Fahrzeug 10 möglichst dicht an
dem zweiten Fahrzeug 20 abgestellt beziehungswei-
se geparkt werden soll.

[0032] Zur Vermeidung von Missverständnissen sei
darauf hingewiesen, dass das erste Fahrzeug 10 so-
wie das zweite Fahrzeug 20 abweichend von der Dar-
stellung der Figur in der Regel aus mehr als einer Ein-
heit, d.h. beispielsweise aus einer Mehrzahl von Wa-
gen, bestehen werden.

[0033] In der in der Figur dargestellten Situation be-
steht nun das Problem, dass der Abstand zwischen
dem ersten Fahrzeug 10 und dem zweiten Fahr-
zeug 20 so klein ist, dass seitens des sich annähern-
den ersten Fahrzeugs 10 eine präzise und zuverläs-
sige Positionsbestimmung derart, dass eine weiter-
gehende Annäherung des ersten Fahrzeugs 10 an
das zweite Fahrzeug 20 ohne die Gefahr eines hier-
mit verbundenen Auffahrens auf dieses erfolgt, nicht
oder zumindest nicht in allen Situationen zuverlässig
gewährleistet werden kann.

[0034] Um auch in dieser Situation dennoch nicht auf
eine weitgehende Annäherung des ersten Fahrzeugs
10 an das zweite Fahrzeug 20 verzichten zu müs-
sen, sind die beiden Fahrzeuge 10, 20 derart aus-
gebildet, dass ein Auffahren des ersten Fahrzeugs
10 auf das zweite Fahrzeug 20 detektiert wird. Hier-
zu weisen die beiden Fahrzeuge 10, 20 jeweils ei-
ne Steuer-Einrichtung 11 beziehungsweise 21, eine
Detektions-Einrichtung 12 beziehungsweise 22 so-
wie eine in Form einer Antenne angedeutete Übertra-
gungs-Einrichtung 13 beziehungsweise 23 auf. Ent-
sprechend der Darstellung in der Figur ist dabei
die Steuer-Einrichtung 11 über Kommunikationsver-
bindungen 14 beziehungsweise 15 kommunikations-
technisch an die Detektions-Einrichtung 12 sowie die
Übertragungs-Einrichtung 13 angebunden. Gleiches
gilt in Bezug auf die Steuer-Einrichtung 21 des zwei-
ten Fahrzeugs 20, welche über Kommunikationsver-
bindungen 24 und 25 an die Detektions-Einrichtung
22 sowie die Übertragungs-Einrichtung 23 angebun-
den ist.

[0035] Die in der Figur dargestellte Anordnung kann
nun derart betrieben werden, dass ein Auffahren
des ersten Fahrzeugs 10 auf das zweite Fahrzeug
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20 seitens des zweiten Fahrzeugs 20 mittels der
Detektions-Einrichtung 22 detektiert wird. Dies ge-
schieht vorteilhafterweise basierend auf einer Still-
standsüberwachung, da eine Bewegung des zweiten
Fahrzeugs 20 ausgehend von seinem Stillstand in der
Regel zuverlässiger detektiert werden kann als eine
durch einen Auffahrvorgang verursachte Geschwin-
digkeits- oder Beschleunigungsänderung des ersten
Fahrzeugs 10. So kann die Detektions-Einrichtung 22
beispielsweise als Wegimpulsgeber ausgeführt sein
beziehungsweise einen solchen Wegimpulsgeber als
eine Komponente umfassen.

[0036] Ausgelöst durch das Detektieren des Auffah-
rens durch die Detektions-Einrichtung 22 wird sei-
tens der Steuer-Einrichtung 21 mittels der Übertra-
gungs-Einrichtung 23 eine Warnmeldung ausgesen-
det. Im Rahmen des beschriebenen Ausführungsbei-
spiels sei hierbei angenommen, dass das Aussenden
der Warnmeldung funkbasiert erfolgt.

[0037] In der Folge besteht nun einerseits die Mög-
lichkeit, dass die von dem zweiten Fahrzeug 20 aus-
gesendete Warnmeldung unmittelbar von dem ers-
ten Fahrzeug 10 mittels der Übertragungs-Einrich-
tung 13 empfangen wird. Dies bietet den Vorteil, dass
eine unmittelbare Übertragung der Warnmeldung von
dem zweiten Fahrzeug 20 an das erste Fahrzeug 10
in der Regel eine schnellstmögliche Übertragung der
Warnmeldung erlaubt.

[0038] Alternativ hierzu ist es jedoch auch mög-
lich, dass die von dem zweiten Fahrzeug 20 aus-
gesendete Warnmeldung von dem ersten Fahrzeug
10 unter Zwischenschaltung einer streckenseitigen
Einrichtung 60 empfangen wird. Entsprechend der
Darstellung der Figur ist die streckenseitige Einrich-
tung 60 kommunikationstechnisch einerseits an ei-
ne streckenseitige Übertragungs-Einrichtung 50, bei
der es sich beispielsweise um einen WLAN-Zugangs-
punkt handeln kann, und andererseits an eine zen-
trale Steuer-Einrichtung 70 angebunden. Es sei dar-
auf hingewiesen, dass die streckenseitige Übertra-
gungs-Einrichtung 50 sowie die streckenseitige Ein-
richtung 60 selbstverständlich auch als eine gemein-
same Komponente ausgeführt sein könnten.

[0039] Sofern nun die Warnmeldung des zweiten
Fahrzeugs 20 über die Übertragungs-Einrichtung 23
sowie die streckenseitige Übertragungs-Einrichtung
50 von der streckenseitigen Einrichtung 60 emp-
fangen wird, so kann diese Warnmeldung von der
streckenseitigen Einrichtung 60 über die strecken-
seitige Übertragungs-Einrichtung 50 und die Über-
tragungs-Einrichtung 13 an das erste Fahrzeug 10
übermittelt beziehungsweise weitergeleitet werden.
Dies bietet den Vorteil, dass entsprechende Kom-
munikationskanäle zur Datenübermittelung zwischen
den Fahrzeugen 10, 20 und streckenseitigen Einrich-
tungen 60 in automatischen Zugbeeinflussungssys-

temen in der Regel ohnehin bereits vorhanden sind.
Dies gilt insbesondere für den Fall, dass das automa-
tische Zugbeeinflussungssystem als CBTC-System
ausgeführt ist.

[0040] Unabhängig davon, ob die von dem zweiten
Fahrzeug 20 ausgesendete Warnmeldung unmittel-
bar oder mittelbar von dem ersten Fahrzeug 10 emp-
fangen wird, wird seitens des ersten Fahrzeugs 10
beziehungsweise dessen Steuer-Einrichtung 11 auf-
grund der von dem zweiten Fahrzeug 20 ausgesen-
deten Warnmeldung ein Bremsvorgang ausgelöst.
Dies bietet somit den Vorteil, dass die im Rahmen
des Abstellvorgangs unerwünschte Kollision der bei-
den Fahrzeuge 10, 20 schnellstmöglich dahingehend
entschärft wird, dass das erste spurgebundene Fahr-
zeug 10 gebremst wird.

[0041] Darüber hinaus besteht vorteilhafterweise die
Möglichkeit, dass die von dem zweiten Fahrzeug 20
ausgesendete Warnmeldung von der zentralen Steu-
er-Einrichtung 70 – unmittelbar oder mittelbar über
die streckenseitige Übertragungs-Einrichtung 50 so-
wie die streckenseitige Einrichtung 60 – empfangen
und protokolliert wird. Hierdurch wird es ermöglicht,
dass empfangene Warnmeldungen von der zentra-
len Steuer-Einrichtung 70 im Hinblick auf ihre Häufig-
keit und/oder die Umstände ihres Auftretens ausge-
wertet werden. Dies schafft die Voraussetzung dafür,
das Abstellen der spurgebundenen Fahrzeuge 10, 20
in Zukunft derart zu optimieren, dass unerwünschte
Auffahrvorgänge nach Möglichkeit vermieden bezie-
hungsweise zumindest in ihrer Häufigkeit und/oder
Heftigkeit reduziert werden.

[0042] Alternativ dazu, dass sich das erste Fahrzeug
10 dem zweiten Fahrzeug 20 im Rahmen eines auto-
matischen Abstellvorgangs des ersten Fahrzeugs 10
annähert, könnte in der Figur beispielsweise auch die
Situation vorliegen, dass die entsprechende Annä-
herung im Rahmen eines automatischen Kupplungs-
vorgangs erfolgt. In diesem Fall ist ein (langsames)
Auffahren des ersten Fahrzeugs 10 auf das zwei-
te Fahrzeug 20 somit grundsätzlich erwünscht. Die
von dem zweiten Fahrzeug 20 ausgesendete Warn-
meldung kann seitens des ersten Fahrzeugs 10 in
dieser Situation einerseits wiederum dafür verwen-
det werden, das erste Fahrzeug 10 abzubremsen.
Gleichzeitig kann die Warnmeldung seitens des ers-
ten Fahrzeugs 10 beziehungsweise dessen Steuer-
Einrichtung 11 weiterhin auch als Kriterium für eine
Erkennung eines automatischen Kupplungsvorgangs
verwendet werden. Dabei kann die Warnmeldung in
Abhängigkeit von den jeweiligen Gegebenheiten als
ausschließliches oder auch als ein zusätzliches Krite-
rium für das Erkennen des Kupplungsvorgangs die-
nen.

[0043] Unabhängig von der jeweiligen betrieblichen
Situation, in der das zuvor beschriebene Verfahren
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angewandt wird, eignet es sich besonders gut für ei-
nen Betrieb von fahrerlosen Fahrzeugen. Auch wenn
eine Anwendung hierbei insbesondere in Zusam-
menhang mit spurgebundenen Fahrzeugen, etwa in
Form von Schienenfahrzeugen, günstig ist, ist eine
Spurbindung der Fahrzeuge 10, 20 grundsätzlich kei-
ne Voraussetzung für die Durchführung des Verfah-
rens. So besteht auch die Möglichkeit, dass es sich
abweichend von der Darstellung der Figur bei den
Fahrzeugen 10, 20 um autonome, nicht spurgebun-
dene Fahrzeuge handelt.

[0044] Unabhängig von der Art der Fahrzeuge 10,
20 sowie der jeweiligen betrieblichen Situation wei-
sen das erfindungsgemäße Verfahren sowie die er-
findungsgemäße Vorrichtung entsprechend den Aus-
führungen im Zusammenhang mit den vorstehend
beschriebenen Ausführungsbeispielen insbesonde-
re den Vorteil auf, dass sie eine Annäherung zwei-
er Fahrzeuge auf kurze Distanzen ermöglichen be-
ziehungsweise unterstützen und mit vergleichsweise
geringem Aufwand realisierbar sind.
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Patentansprüche

1.   Verfahren zum Betreiben von Fahrzeugen (10,
20), insbesondere von spurgebundenen Fahrzeugen,
wobei
– ein Auffahren eines ersten Fahrzeugs (10) auf ein
zweites Fahrzeug (20) seitens des zweiten Fahr-
zeugs (20) detektiert wird,
– von dem zweiten Fahrzeug (20) ausgelöst durch
das Detektieren des Auffahrens eine Warnmeldung
ausgesendet wird und
– seitens des ersten Fahrzeugs (10) aufgrund der von
dem zweiten Fahrzeug (20) ausgesendeten Warn-
meldung ein Bremsvorgang ausgelöst wird.

2.  Verfahren nach Anspruch 1, dadurch gekenn-
zeichnet, dass in dem Fall, dass das zweite Fahr-
zeug (20) steht, das Auffahren des ersten Fahrzeugs
(10) auf das stehende zweite Fahrzeug (20) seitens
des zweiten Fahrzeugs (20) basierend auf einer Still-
standsüberwachung detektiert wird.

3.    Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch
gekennzeichnet, dass die von dem zweiten Fahr-
zeug (20) ausgesendete Warnmeldung unmittelbar
von dem ersten Fahrzeug (10) empfangen wird.

4.    Verfahren nach Anspruch 1 oder 2, dadurch
gekennzeichnet, dass die von dem zweiten Fahr-
zeug (20) ausgesendete Warnmeldung von dem ers-
ten Fahrzeug (10) unter Zwischenschaltung einer
streckenseitigen Einrichtung (60) empfangen wird.

5.  Verfahren nach einem der vorangehenden An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, dass die von
dem zweiten Fahrzeug (20) ausgesendete Warn-
meldung von einer zentralen Steuer-Einrichtung (70)
empfangen und protokolliert wird.

6.   Verfahren nach Anspruch 5, dadurch gekenn-
zeichnet, dass empfangene Warnmeldungen von
der zentralen Steuer-Einrichtung (70) im Hinblick auf
ihre Häufigkeit und/oder die Umstände ihres Auftre-
tens ausgewertet werden.

7.    Verfahren nach Anspruch 5 oder 6, dadurch
gekennzeichnet, dass in dem Fall, dass es sich bei
dem ersten Fahrzeug (10) und dem zweiten Fahr-
zeug (20) um spurgebundene Fahrzeuge handelt,
die von dem zweiten Fahrzeug (20) ausgesende-
te Warnmeldung von einer zentralen Steuer-Einrich-
tung (70) eines Zugbeeinflussungssystems empfan-
gen und protokolliert wird.

8.  Verfahren nach einem der vorangehenden An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, dass das Ver-
fahren im Rahmen eines automatischen Abstellens
des ersten Fahrzeugs (10), insbesondere in einem
Depot oder in einem Abstellgleis, abläuft.

9.  Verfahren nach einem der vorangehenden An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, dass das Ver-
fahren im Rahmen eines automatischen Kupplungs-
vorgangs abläuft, wobei die von dem zweiten Fahr-
zeug (20) ausgesendete Warnmeldung seitens des
ersten Fahrzeugs (10) als Kriterium für eine Erken-
nung eines automatischen Kupplungsvorgangs ver-
wendet wird.

10.  Verfahren nach einem der vorangehenden An-
sprüche, dadurch gekennzeichnet, dass Fahrzeuge
(10, 20) in Form von fahrerlosen Fahrzeugen betrie-
ben werden.

11.   Vorrichtung für ein Fahrzeug (10, 20), insbe-
sondere ein spurgebundenes Fahrzeug, mit
– einer Detektions-Einrichtung (12, 22) zum Detektie-
ren eines Auffahrens eines anderen Fahrzeugs auf
das Fahrzeug (10, 20),
– einer Übertragungs-Einrichtung (13, 23)
– zum durch das Detektieren des Auffahrens ausge-
lösten Aussenden einer Warnmeldung sowie
– zum Empfangen einer Warnmeldung von einem
weiteren Fahrzeug für den Fall, dass das Fahrzeug
(10, 20) selbst auf das weitere Fahrzeug aufgefahren
ist, und mit
– einer Steuer-Einrichtung (11, 21) zum Auslösen
eines Bremsvorgangs im Falle des Empfangs der
Warnmeldung von dem weiteren Fahrzeug.

12.   Vorrichtung nach Anspruch 11, dadurch ge-
kennzeichnet, dass die Detektions-Einrichtung (12,
22) ausgebildet ist, in dem Fall, dass das Fahrzeug
(10, 20) steht, das Auffahren des anderen Fahrzeugs
auf das Fahrzeug (10, 20) basierend auf einer Still-
standsüberwachung des stehenden Fahrzeugs (10,
20) zu detektieren.

13.    Vorrichtung nach Anspruch 11 oder 12, da-
durch gekennzeichnet, dass die Übertragungs-Ein-
richtung (13, 23) ausgebildet ist, die von dem weite-
ren Fahrzeug ausgesendete Warnmeldung unmittel-
bar von dem weiteren Fahrzeug zu empfangen.

14.    Vorrichtung nach Anspruch 11 oder 12, da-
durch gekennzeichnet, dass die Übertragungs-Ein-
richtung (13, 23) ausgebildet ist, die von dem wei-
teren Fahrzeug ausgesendete Warnmeldung unter
Zwischenschaltung einer streckenseitigen Einrich-
tung (60) zu empfangen.

15.   Vorrichtung nach Anspruch 14, dadurch ge-
kennzeichnet, dass die Übertragungs-Einrichtung
(13, 23) ausgebildet ist, ausgelöst durch das De-
tektieren des Auffahrens des anderen Fahrzeugs
die Warnmeldung an die streckenseitige Einrichtung
(70) auszusenden zwecks Übermittlung der Warn-
meldung an das andere Fahrzeug.

Es folgt eine Seite Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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